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JOSÉ DANIEL FERRER GARCÍA 

Der kubanische Oppositionsführer José Daniel Ferrer García befindet sich seit dem 1. Oktober 2019 in Haft. 

Er wurde von Amnesty International bereits früher als gewaltloser politischer Gefangener eingestuft. 

Seiner Familie zufolge ist seine Verhandlung für den 26. Februar 2020 anberaumt. Im Vorfeld sollen zwei 

Zeug_innen der Verteidigung von Sicherheitskräften schikaniert worden sein. Jetzt gilt es, die kubanischen 

Behörden dazu zu bewegen, eine unabhängige Prozessbeobachtung zuzulassen, um ein faires Verfahren 

zu gewährleisten. 

José Daniel Ferrer García, Vorsitzender der informellen Oppositionsgruppe Unión Patriótica de Cuba, befindet sich 

seit dem 1. Oktober 2019 in Haft. Sein Zugang zur Außenwelt und zu seinen Angehörigen ist sehr eingeschränkt. 

Seiner Familie zufolge ist die Verhandlung gegen José Daniel Ferrer García für den Morgen des 26. Februar 2020 

anberaumt. Darüber hinaus wurden nach Angaben von Angehörigen von José Daniel Ferrer García und 

Menschenrechtsverteidiger_innen, die zu Gefangenen in Kuba arbeiten, zwei Zeug_innen der Verteidigung in den 

Tagen vor Prozessbeginn von den Behörden schikaniert. Ihnen soll mit einer Strafanzeige gedroht worden sein, 

sollten sie zugunsten von José Daniel Ferrer García aussagen.  

Da Organisationen wie Amnesty International bereits seit Jahrzehnten dokumentieren, wie Justiz und 

Rechtsbeistände in Kuba von staatlicher Seite kontrolliert werden und José Daniel Ferrer García zu den kritischsten 

Stimmen im Land gehört, besteht Anlass zu der Sorge, dass ihm ein unfaires Verfahren droht. 

Nach Erhalt von Informationen, dass der Prozess gegen José Daniel Ferrer García anhängig ist, hat Amnesty 

International am 22. November 2019 in einem offenen Brief an den Präsidenten von Kuba, Miguel Díaz-Canel, 

darum ersucht, Kuba besuchen und den bevorstehenden Prozess vor Ort beobachten zu dürfen. Eine Antwort der 

kubanischen Regierung steht aus.  

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Nach Informationen, die Amnesty International vorliegen, wurde José Daniel Ferrer García, Vorsitzender der 

informellen Oppositionsgruppe Unión Patriótica de Cuba (UNPACU), am 1. Oktober 2019 von den Behörden 

festgenommen und für mindestens 72 Stunden ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten. José Daniel Ferrer García 

zählt zu den bekanntesten Kritikern des Karibikstaates. 

Laut Angaben seiner Ehefrau nahmen Ordnungskräfte José Daniel Ferrer García am Morgen des 1. Oktober 2019 in 

seinem Haus in Santiago de Cuba fest. Nach internationalen Menschenrechtsstandards muss jede Person, die 

festgenommen oder inhaftiert wird, zum Zeitpunkt der Festnahme über die Gründe des Freiheitsentzugs informiert 

werden. Außerdem legen internationale Standards fest, dass die festgenommene Person unverzüglich einer_einem 

Haftrichter_in vorgeführt werden muss.  

Nach Kenntnisstand von Amnesty International haben die Behörden José Daniel Ferrer García jedoch weder die 

Gründe seiner Inhaftierung offiziell mitgeteilt, noch wurde er einem Gericht vorgeführt. Nach Angaben seiner 

Familie erhielt sie erst im November 2019, mehr als 30 Tage nach seiner Inhaftierung, ein offenbar von der 

Staatsanwaltschaft der Provinz Santiago de Cuba ausgestelltes Dokument vom 7. Oktober 2019, aus dem 



 

 

 

 

hervorgeht, dass José Daniel Ferrer García wegen „Verletzungen“ (lesiones) angeklagt und vorsorglich in 

Sicherungsverwahrung genommen wurde. Somit kann seine Inhaftierung als willkürlich gelten. 

Außerdem gab seine Ehefrau an, dass José Daniel Ferrer García während der ersten 72 Stunden nach seiner 

Festnahme keinen Kontakt zu seinen Angehörigen aufnehmen durfte. Ein Telefonat wurde ihm verweigert. 

Inhaftierten Personen steht es zu, Dritten mitzuteilen, dass sie festgenommen und/oder inhaftiert sind und wo sie 

festgehalten werden. Inhaftierungen ohne Kontakt zur Außenwelt leisten Folter und anderen Formen der 

Misshandlung sowie dem Verschwindenlassen Vorschub. 

Anfang November 2019 erhielt Amnesty International von Menschenrechtsverteidiger_innen, die zu Gefangenen in 

Kuba arbeiten, die Information, dass José Daniel Ferrer García in der Haft gefoltert wurde. Da unabhängige 

Menschenrechtsorganisationen keinen Zugang zu kubanischen Hafteinrichtungen haben und die Justiz und 

Rechtsbeistände in weiten Teilen von der Regierung kontrolliert werden, war es Amnesty International bisher 

unmöglich, diese Vorwürfe von unabhängiger Seite bestätigen zu lassen. Trotzdem sind die Berichte alarmierend.  

Nach dem Völkerrecht gilt das Verbot von Folter für alle Staaten, unabhängig davon, ob sie Verträge unterzeichnet 

haben, in denen das Folterverbot explizit genannt ist, oder nicht. Somit sind die Staaten verpflichtet, Folter und 

sonstige Misshandlungen zu unterbinden, bei Folter- und Misshandlungsvorwürfen umgehend eine unparteiische 

Untersuchung einzuleiten sowie die Verantwortlichen vor Gericht zu bringen.  

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN  

 Sorgen Sie dafür, dass José Daniel Ferrer García ein faires und öffentliches Verfahren mit allen erforderlichen 

Garantien für seine Verteidigung erhält. 

 Geben Sie bitte Amnesty International sowie anderen internationalen Menschenrechtsmechanismen die 

Möglichkeit, den Prozess gegen José Daniel Ferrer García vor Ort zu beobachten.  

 Bitte sorgen Sie dafür, dass José Daniel Ferrer García, seine Familie sowie Mitglieder von UNPACU keinen 

Repressalien oder Schikanen wegen der friedlichen Ausübung ihrer Menschenrechte ausgesetzt sind. 

 
APPELLE AN 
PRÄSIDENT 
Miguel Mario Díaz-Canel Bermúdez 
Presidente de la República de Cuba 
Hidalgo, Esquina 6. Plaza de la Revolución 
La Habana, CP 10400 
KUBA 
(Anrede: Dear President Díaz-Canel /  
Sehr geehrter Herr Präsident) 
E-Mail: despacho@presidencia.gob.cu 
 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER REPUBLIK KUBA 
S. E. Herr Ramon Ignacio Ripoll Diaz 
Stavanger Str. 20 
10439 Berlin 
Fax: 030-447 370 38 
E-Mail: consulberlin@t-online.de oder  
recepcion@botschaft-kuba.de 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch. 

Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

7. April 2020 keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-134/2019 (AMR 25/1163/2019, 8. Oktober 2019 und AMR 25/1389/2019, 

12. November 2019). 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

 Ensure José Daniel Ferrer García has a fair and public trial at which he has all the guarantees necessary for his 

defense. 

 Allow Amnesty International, as well as international mechanisms, to monitor in situ the trial of José Daniel 

Ferrer García.  

 Ensure that José Daniel Ferrer García, his family and members of UNPACU are free of reprisals or harassment 

for peacefully exercising their human rights. 



 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Weitere Informationen finden Sie unter:   

https://www.amnesty.org/es/documents/amr25/1451/2019/en/ (EN) 

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/08/cuba-leader-of-opposition-group-held-incommunicado/ (EN)   

https://www.amnesty.org/en/documents/amr25/0936/2019/en/ (EN)  

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2019/08/we-are-continuity-what-the-presidents-hashtag-tells-us-about-

human-rights-in-cuba-today/ (EN)   

https://www.amnesty.org/es/documents/amr25/1047/2019/es/ (ES)   

https://www.amnesty.org/es/documents/amr25/1451/2019/es/ (ES) 

 


